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(Schriftlicher Bericht des Rechtsausschusses) 


A. Problem 

Die im Entwurf enthaltenen Änderungen des Handelsgesetz- 
buchs und anderer Gesetze folgen im wesentlichen aus der 
Ratifizierung des Brüsseler Übereinkommens vom 10. Oktober 
1957 über die Beschränkung der Haftung der Eigentümer von 
Seeschiffen sowie der drei Brüsseler Übereinkommen vom 
10. Mai 1952 über den Arrest in Seeschiffe, über die zivil- 
gerichtliche und über die strafgerichtliche Zuständigkeit bei 
Schiffszusammenstößen. Diese Übereinkommen wurden gleich- 
zeitig mit dem Seerechtsänderungsgesetz zur Zustimmung vor- 
gelegt. 


B. Lösung 

Das deutsche Seehandelsrecht soll schrittweise in Anpassung 
an die fortschreitende internationale Rechtsvereinheitlichung 
reformiert werden. Das Seerechtsänderungsgesetz sieht deshalb 
entsprechend den Brüsseler Übereinkommen im wesentlichen 
Änderungen auf folgenden Teilgebieten vor: 

Vorschriften über die Haftung des Reeders; im Zusammenhang 
damit Bestimmungen über die Vertretungsmacht des Kapitäns, 
über die große Haverei und über die Bergung und Hilfeleistung. 

Neuregelung des gesamten IX. Abschnitts des Vierten Buchs 
des HGB über die Schiffsgläubigerrechte. 

Gerichtliche Zuständigkeit bei Schiffszusammenstößen. 

Ferner eine Neuregelung des Verklarungs Verfahrens. 

Einstimmigkeit im Aussdiuß 


C. Alternativen 

wurden nicht erörtert. 


D. Kosten 

keine 
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über den von der Bundesregierung eingebraditen Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Handelsgesetzbuchs und anderer 
Gesetze (Seerechtsänderungsgesetz) 

— Drucksache VI/2225 — 


A. Bericht der Abgeordneten Dr. Arndt (Hamburg) und 
Dr. Hauser (Sasbach) 


i. 

Der Gesetzentwurf wurde vom Deutschen Bundes- 
tag in seiner 125. Sitzung am 8. Juni 1971 dem 
Rechtsausschuß — federführend — sowie dem Aus- 
schuß für Verkehr und für das Post- und Fern- 
meldewesen — mitberatend — überwiesen. Der 
Ausschuß (für Verkehr und für das Post- und Fern- 
meldewesen hat die Vorlage in seiner 35. Sitzung 
am 29. September 1971 behandelt und keine Beden- 
ken erhoben. Der Rechtsausschuß hat den Entwurf 
in seiner 68. Sitzung am 19. Januar 1972 und in 
seiner 70. Sitzung am 26. Januar 1972 beraten. 

Der Rechtsausschuß empfiehlt einstimmig, den 
Regierungsentwurf mit den aus der anliegenden 
Zusammenstellung ersichtlichen Änderungen anzu- 
nehmen. 

II. 

Die Änderungen des Handelsgesetzbuchs und 
anderer Gesetze, die in dem Entwurf vorgesehen 
sind, werden im wesentlichen durch das Überein- 
kommen vom 10. Oktober 1957 über die Beschrän- 
kung der Haftung der Eigentümer von Seeschiffen 
— dessen Ratifizierung durch die Bundesrepublik 
Deutschland mit der Vorlage Drucksache VI/2224 
zugestimmt werden soll — veranlaßt. 

Das Übereinkommen erfordert zunächst eine Än- 
derung der materiell-rechtlichen Vorschriften des 
Handelsgesetzbuchs über die beschränkte Reeder- 
haftung (§§ 486 ff. HGB). Das neue Haftungssystem, 


welches durch den Entwurf in das deutsche Recht 
eingefügt wird, entspricht dem anglo- amerikani- 
schen Recht und hat sich heute fast weltweit durch- 
gesetzt. Es stellt die Gläubiger des Reeders gün- 
stiger als das gegenwärtige deutsche Recht. Haftet 
doch der Reeder nach geltendem deutschem Recht 
für die in § 486 aufgeführten Forderungen, die aus 
dem Schiffahrtsbetrieb gegen ihn erhoben werden 
können, nur mit dem Schiff und der Fracht. Geht 
das Schiff im Zusammenhang mit dem haftungsbe- 
gründenden Ereignis verloren oder erleidet es eine 
nachhaltige Werteinbuße, so fehlt dem Gläubiger 
ein angemessenes Haftungsobjekt. Nach neuem 
Recht dagegen haftet der Reeder für alle aus dem 
Schiffahrtsbetrieb gegen ihn zu erhebenden Forde- 
rungen persönlich und zunächst unbeschränkt mit 
seinem gesamten Vermögen. Er kann jedoch für 
bestimmte, in dem Katalog des neuen § 486 HGB 
auf geführte Forderungen seine Haftung durch Hin- 
terlegung einer bestimmten, nach der Tonnage des 
Schiffes zu berechnenden Haftungssumme beschrän- 
ken. Die Haftungssumme liegt danach, weil sie am 
durchschnittlichen Neuwert eines Schiffes orientiert 
ist, regelmäßig höher als der Zeitwert des Schiffes; 
ferner ist der Umfang der Haftung des Reeders 
unabhängig vom tatsächlichen Schicksal des Schiffes. 

Die Haftungsbeschränkung wird durch das see- 
rechtliche Verteilungsverfahren bewirkt, dessen 
Vorschriften mit den neuen materiell-rechtlichen 
Haftungsbeschränkungsvorschriften verzahnt sind. 
Der Haftungsbetrag ist — dem Übereinkommen 
entsprechend — im Interesse der internationalen 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach. 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 



Drucksache VI/3182 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Einheitlichkeit auf den Goldwert bezogen, der unter 
Zugrundelegung der Parität der Deutschen Mark 
zum Gold in die inländische Währung umgerechnet 
werden muß. 

Die Neuregelung der Haftungsbeschränkung er- 
fordert und ermöglicht auch eine Neuregelung der 
Schiffsgläubigerrechte (§ 754 HGB). Diese geschieht 
zugleich in Anlehnung an ein internationales Über- 
einkommen, welches der Vereinheitlichung und 
Einschränkung dieser Rechte dient. Dieses Überein- 
kommen, das im Jahre 1967 u. a. von der Bundes- 
republik Deutschland unterzeichnet worden ist, ist 
allerdings noch nicht in Kraft getreten. 

Die Umstellung des Haftungssystems auf das er- 
wähnte Summenhaftungsprinzip bedingt darüber 
hinaus eine Reihe von Änderungen des 4. Buches 
des Handelsgesetzbuchs. Das gegenwärtige deutsche 
Seerecht geht bei einer Reihe von Ansprüchen 
davon aus, daß der Reeder nur dinglich, d. h. nur 
mit dem Schiff und nicht mit seinem sonstigen 
Vermögen haftet. Dies gilt für die Bodmerei, den 
Berge- und Hilfslohn und die Beiträge zur großen 
Haverei. Die Bodmerei, die sich heute überlebt hat, 
kann vollständig beseitigt werden. Berge- und Hilfs- 
lohn sowie Beiträge zur großen Haverei sollen eine 
Änderung dahin erfahren, daß der Schuldner auch 
hier persönlich haftet, jedoch — dem System dieser 
Rechtsinstitute entsprechend — beschränkt auf den 
Wert der beitragspflichtigen Güter. Damit wird 
eine wesentliche Vereinfachung des gesamten 9. 
Abschnitts über die Schiffsgläubigerrechte ermög- 
licht. Kann doch nunmehr davon ausgegangen wer- 
den, daß im deutschen Recht keine Forderung gegen 
den Reeder mehr bestehen wird, für die dieser nur 
mit dem Schiff, nicht mit seinem sonstigen Ver- 
mögen haftet. 

Weitere Änderungen des Handelsgesetzbuchs 
werden durch das Übereinkommen von 1952 zur 
Vereinheitlichung von Regeln über die zivilgericht- 
liche Zuständigkeit bei Schiffszusammenstößen (das 
ebenfalls den Gegenstand der Vorlage VI/2224 bil- 
det) erforderlich. Die Bestimmungen dieses Über- 
einkommens über die gerichtliche Zuständigkeit bei 
Schiffszusammenstößen werden als §§ 738, 738 a in 
das Handelsgesetzbuch eingefügt, da sie grundsätz- 
lich auch für innerdeutsche Tatbestände gelten sol- 
len. Im Zusammenhang mit diesem Übereinkommen 
ist ferner eine Änderung des Binnenschiffahrtsver- 
fahrensgesetzes erforderlich, das eine weitergehen- 
de Konzentration der Gerichtsstände enthält als das 
Übereinkommen von 1952. 

Der Entwurf sieht neben den durch die beiden 
internationalen Übereinkommen bedingten Ände- 
rungen des Handelsgesetzbuchs eine Reihe von 
Anpassungen des deutschen Rechts an die seit Er- 
laß des Handelsgesetzbuchs veränderten wirtschaft- 
lichen und technischen Verhältnisse des Seever- 
kehrs vor. 

Hervorzuheben ist eine Neuregelung des Ver- 
klarungsverfahrens (§§ 522 bis 525 HGB), dessen 
gegenwärtige — zudem in ihrer Rechtsgrundlage 
zweifelhafte — rechtliche Ausgestaltung zu berech- 
tigter Kritik Anlaß gegeben hat. 


III. 

Zu den einzelnen Vorschriften ist zu bemerken: 

Zu Artikel 1 Nr. 8 a (neu) 

Der Ausschuß empfiehlt, die Gelegenheit der Än- 
derung des Handelsgesetzbuchs zu benutzen, prak- 
tische Schwierigkeiten zu beseitigen, die im Zu- 
sammenhang mit der Wechselfähigkeit der Bau- 
reederei entstanden sind. Während anerkannt ist, 
daß im Namen der Partenreederei Wechsel gezeich- 
net werden können, welche die Mitreeder in ihrer 
gesamthänderischen Verbundenheit berechtigen und 
verpflichten, ist dies für die Baureederei zweifelhaft. 
Für die Partenreederei wird die Fähigkeit der Mit- 
reeder, unter dem Namen der Baureederei gemein- 
schaftlich berechtigt und verpflichtet zu sein, aus 
Bestimmungen über den Korrespondentreeder, ins- 
besondere aus § 494 Abs. 1 HGB hergeleitet. Diese 
Bestimmungen sind in § 509 Abs. 1, der die Verhält- 
nisse der Baureederei nur sehr lückenhaft regelt, 
nicht in Bezug genommen, weil die Bestellung eines 
Korrespondentreeders mit der gesetzlichen Vertre- 
tungsmacht der §§ 493 ff. HGB für die Zeit vor 
Indienststellung des Schiffes weder erforderlich noch 
— insbesondere im Hinblick auf die Einschränkung 
des § 493 Abs. 5 HGB — sinnvoll wäre. Da jedoch 
die Vertretungsverhältnisse bei der Baureederei 
bisher nicht geregelt sind, kann mit einer Klarstel- 
lung, daß es für die Bestellung eines Vertreters einer 
besonderen Vollmacht der Mitreeder bedarf, eine 
gesetzliche Vorschrift darüber verbunden werden, 
daß auch ein solcher Vertreter im Namen der 
Baureederei handeln kann. Eine solche, im Wortlaut 
an § 494 Abs. 1 HGB angelehnte Bestimmung dürfte 
zu der Auslegung zwingen, daß die Baureederei hin- 
sichtlich ihrer Rechtsverhältnisse gegenüber Drit- 
ten, insbesondere auch ihrer Wechselfähigkeit, die 
gleiche Stellung hat wie die Partenreederei. Im Inter- 
esse der Rechtsklarheit empfiehlt es sich dabei zu- 
gleich, die Bezeichnung „Baureederei" als gesetz- 
lichen Begriff ausdrücklich einzuführen. 

Eine weitergehende Regelung der Rechtsverhält- 
nisse der Baureederei empfiehlt sich ebensowenig 
wie eine über den Regierungsentwurf hinaus- 
gehende Neuregelung der Rechtsverhältnisse der 
Partenreederei. Eine umfassende Neuregelung die- 
ser Gesellschaftsformen wird im Verlaufe der weite- 
ren Modernisierung des deutschen Seehandelsrechts 
jedoch zu erwägen sein. 

Zu Artikel 1 Nr. 12 

Die im Regierungsentwurf vorgesehene Neufas- 
sung von § 528 Abs. 2 Satz 2 verschärft nach Auf- 
fassung des Ausschusses die Haftung des Reeders 
aus Geschäften des Kapitäns zu sehr, indem sie 
dem Reeder lediglich gestattet, dem Dritten den 
Mangel der gesetzlichen Vertretungsbefugnis des 
Kapitäns entgegenzuhalten, wenn er diesem positiv 
bekannt war. Das geltende Recht ist mit seinem aus 
der Zeit vor dem Erlaß des BGB stammenden Aus- 
druck „in bösem Glauben" unklar und wird in 
Rechtsprechung und Literatur zum Teil — entspre- 
chend § 932 Abs. 2 BGB — dahin ausgelegt, daß die 
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grobfahrlässige Unkenntnis der Kenntnis gleich- 
steht. Im Interesse des Schutzes des Reeders vor 
einer Überschreitung der Befugnisse des Kapitäns 
sollte die wünschenswerte Klarstellung dieses Be- 
griffs im Sinne dieser weiten Auslegung vorge- 
nommen werden. Die erhöhten Anforderungen an 
die Sorgfalt des Dritten erscheinen hier — anders 
als in §§ 495, 531 HGB, auf die die Begründung zum 
Regierungsentwurf verweist — gerechtfertigt, weil 
es sich um gesetzliche Voraussetzungen der Vertre- 
tungsmacht handelt, deren Kenntnis einem Dritten 
zugemutet werden kann. 

Die Neufassung des — in seiner gegenwärtigen 
Form durch den Wegfall der Bodmerei gegenstands- 
los gewordenen — § 528 Abs. 1 Satz 2 könnte zu 
dem Mißverständnis Veranlassung geben, daß auch 
auf die Eingehung von Wechsel Verbindlichkeiten 
durch den Kapitän Absatz 2 anzuwenden ist. Das ist 
nicht beabsichtigt. Wechselverbindlichkeiten kann 
der Kapitän nur aufgrund besonderer Vollmacht ein- 
gehen; liegt eine solche nicht vor, so muß dies einem 
Dritten auch dann entgegengehalten werden können, 
wenn er das Fehlen der Vollmacht ohne grobe Fahr- 
lässigkeit nicht kannte. Es empfiehlt sich deshalb, 
den als Absatz 1 Satz 2 vorgesehenen Satz als Ab- 
satz 3 einzufügen; durch diese Stellung wird klarge- 
stellt, daß Absatz 2 Satz 2 auf diesen Fall keine 
Anwendung findet. 

Zu Artikel 1 Nr. 14 

Der Ausschuß teilt nicht die Auffassung der Bun- 
desregierung, daß § 532 HGB aufgehoben werden 
sollte. Zwar wird die Vorschrift — wie der Regie- 
rungsentwurf hervorhebt — heute nur noch selten 
praktische Bedeutung haben. Sofern jedoch der Ka- 
pitän ausnahmsweise Veranlassung hat, aus eigenen 
Mitteln Zahlungen für den Reeder zu leisten oder 
Verpflichtungen einzugehen, sollte er nicht besser 
als ein Dritter gestellt werden. 

Zu Artikel 1 Nr. 43 

In § 754 Abs. 1 Nr. 5 sollte nach Auffassung des 
Ausschusses ausdrücklich klargestellt werden, daß 
als Träger der Sozialversicherung auch die Träger 
der Arbeitslosenversicherung anzusehen sind. 

Der Ausschuß hat sich sodann mit zwei ihm vor- 
liegenden Eingaben auf Aufnahme weiterer Schiffs- 
gläubigerrechte in den Katalog des § 754 Abs. 1 
HGB befaßt. Er empfiehlt jedoch aus den im folgen- 
den dargelegten Gründen nicht, § 754 Abs. 1 zu er- 
gänzen. 

Einmal ist angeregt worden, die in § 754 Nr. 6, 8 
HGB geltender Fassung vorgesehenen Schiffsgläubi- 
gerrechte für Kreditgeschäfte des Kapitäns beizube- 
halten. Der Ausschuß ist der Auffassung, daß diesem 
Wunsche nicht entsprochen werden sollte. Die 
Schiffsgläubigerrechte aus Kreditgeschäften des Ka- 
pitäns sind in den Katalog des geltenden § 754 HGB 
vor allem deshalb aufgenommen worden, weil der 
Reeder für Forderungen aus solchen Geschäften 
lediglich mit Schiff und Fracht haftet (§ 486 Abs. 1 
Nr. 1 HGB); der Regierungsentwurf führt für diese 
Geschäfte eine persönliche, unbeschränkte und un- 


beschränkbare Haftung des Reeders ein. Damit wird 
ein Kreditgeber des Reeders auch im Falle eines 
Kapitänsgeschäftes so gestellt wie jeder andere 
Gläubiger; es ist ihm deshalb zuzumuten, für die 
Sicherung eines Kredites selbst Sorge zu tragen. Ein 
gesetzgeberischer Grund, die Ansprüche gegen den 
Reeder aus Notgeschäften des Kapitäns mit Vorrang 
vor bereits bestehenden Schiffshypotheken dinglich 
am Schiff zu sichern, könnte unter diesen Umstän- 
den lediglich darin gesehen werden, daß die Kredit- 
aufnahme des Schiffs in besonderen Situationen im 
gemeinsamen Interesse von Schiff, Ladung und 
Hypothekengläubigern erleichtert werden sollte. Es 
ist schon sehr zweifelhaft, ob Fälle, in denen das 
Schiff auf eine solche Krediterleichterung unbedingt 
angewiesen wäre, heute noch in Betracht gezogen 
werden müssen. Selbst wenn man dies aber anneh- 
men wollte, bedürfte der gesetzliche Tatbestand für 
das Entstehen eines solchen Schiffsgläubigerrechts 
jedenfalls einer durchgreifenden Eins ehr änkung. Ein 
Schiffsgläubigerrecht könnte allenfalls bei solchen 
Kreditgeschäften eingeräumt werden, die der Kapi- 
tän in besonderen Notfällen — etwa bei Nichter- 
reichbarkeit des Reeders — ausnahmsweise ab- 
schließt. Mit einem solchen Schiffsgläubigerrecht 
wäre aber auch dem Anliegen der Schiffsausrüster, 
die eine Kreditsicherung gerade für den wirtschaft- 
lichen Normalfall anstreben, nicht gedient. Seine Ein- 
führung empfiehlt sich schon deshalb nicht, weil ein 
solches Schiffsgläubigerrecht mit dem internationa- 
len Übereinkommen von 1967 über Schiffsgläubiger- 
rechte und Schiffshypotheken nicht vereinbar wäre. 
Deshalb müßte, wenn dieses Übereinkommen in 
einigen Jahren ratifiziert wird, ein etwa neu geschaf- 
fenes Schiffsgläubigerrecht für echte Notgeschäfte 
des Kapitäns wieder beseitigt werden; die für die 
Einführung eines solchen Rechtes sprechenden 
Gründe rechtfertigen es nicht, die mit der Schaffung 
eines neuen gesetzlichen Tatbestandes verbundenen 
Auslegungsschwierigkeiten für eine kurze Über- 
gangszeit in Kauf zu nehmen. 

Sodann ist der Wunsch geäußert worden, für 
Reparaturforderungen der Werften — • seien sie 
durch den Kapitän, seien sie durch den Reeder in 
Auftrag gegeben — ein Schiffsgläubigerrecht vorzu- 
sehen. Dieses soll — im Gegensatz zu den anderen 
Schiffsgläubigerrechten — nur solange bestehen, wie 
die Werft den Besitz am Schiff innehat. Ein solches 
Schiffsgläubigerrecht wäre mit dem Übereinkommen 
von 1967 (Artikel 6 Abs. 2) zwar vereinbar. Der 
Ausschuß hält seine Einführung dennoch — jeden- 
falls im gegenwärtigen Zeitpunkt — nicht für ange- 
bracht. Die Werften sind sowohl durch ein gesetz- 
liches Zurückbehaltungsrecht als auch durch das 
Recht, Eintragung einer Sicherungshypothek am 
Schiff zu verlangen (§ 648 Abs. 2 BGB), gesichert. 
Sie können sich auch darüber hinaus vertraglich 
eine dingliche Sicherung am Schiff oder jede andere 
Sicherheit ausbedingen. Diese Sicherheiten ermög- 
lichen es allerdings nicht, bei einer Versteigerung 
den Vorrang vor bestehenden Sdiiffshypotheken zu 
beanspruchen. Demgegenüber würde das vorge- 
schlagene Schiffsgläubigerrecht den bestehenden 
Schiffshypotheken Vorgehen. Dem Ausschuß er- 
scheint es jedoch nicht berechtigt, Werft und Reeder 
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zu ermöglichen, durch einen Reparaturvertrag Be- 
lastungen des Schiffes zu schaffen, die eine Gefahr 
für Schiffshypotheken darstellen, die zur Sicherung 
von Krediten an den Reeder bestellt worden sind. 
Entsprechend weitgehende dingliche Sicherungen 
bestehen auch in den vergleichbaren Auslandsrech- 
ten zur Zeit nicht. Eine neue Situation für den deut- 
schen Gesetzgeber könnte sich allenfalls dann er- 
geben, wenn andere Staaten, deren Werften mit den 
deutschen in Kokurrenz stehen, von der Möglichkeit 
des Artikels 6 Abs. 2 des Übereinkommens von 1967 
Gebrauch machen sollten. Einer solchen neuen Lage 
könnte später — etwa im Zusammenhang mit der 
Ratifizierung des Übereinkommens von 1967 — 
Rechnung getragen werden, falls dies erforderlich 
erscheinen sollte. 

Zu Artikel 1 Nr. 43 a (neu) 

Die Streichung des § 530 HGB durch Artikel 1 
Nr. 13 des Entwurfs macht eine Anpassung von 
§ 873 Abs. 1 HGB erforderlich. Nach Auffassung des 
Ausschusses genügt es, dort die Bezugnahme auf 
§ 530 HGB ersatzlos zu streichen? die Feststellung 
der Reparaturunwürdigkeit muß dann auf anderem 
Wege, etwa durch Sachverständigengutachten, erfol- 
gen. 

Zu Artikel 2 Nr. 2 Buchstabe a 

Der Ausschuß ist der Auffassung, daß die vom 
Bundesrat angeregten und von der Bundesregierung 
akzeptierten Änderungen des Absatzes 4 vorgenom- 
men werden sollten. Es erscheint nicht gerechtfertigt, 
die Haftung des Reeders für schuldhafte Verur- 
sachung von Wrackbeseitigungskosten — etwa nach 
§ 823 Abs. 2 BGB in Verbindung mit den schiffahrts- 
polizeilichen Vorschriften — weitergehend einzu- 
schränken als die Haftung des Reeders gegenüber 
jedem anderen Geschädigten. 

Ferner hält der Ausschuß es in Übereinstimmung 
mit dem Bundesrat für zweckmäßig, die Sonderrege- 
lung des § 25 der Strandungsordnung, die wirtschaft- 
lich auf ein Haftungsprivileg des Reeders für die 
polizeirechtliche Inanspruchnahme hinausläuft, auf 
Seeschiffe zu beschränken. Er empfiehlt jedoch, die- 
sem Wunsch des Bundesrates nicht durch die von 
diesem vorgeschlagene Neufassung des bisherigen 
Absatzes 7, sondern durch eine Einschränkung des 
Absatzes 1 zu entsprechen. Die Neufassung des Ab- 
satzes 7 (Nummer 1 Buchstabe b der Stellungnahme 
des Bundesrates) erscheint schwer verständlich; der 
Zweck kann ebenso durch eine Einschränkung des 
Absatzes 1 erreicht werden, die auf den ersten Blick 
erkennen läßt, daß es sich lediglich um eine Sonder- 
regelung für Seeschiffe handelt. Damit wird dem An- 
liegen des Bundesrates inhaltlich voll Rechnung ge- 
tragen. 


Zu Artikel 2 Nr. 6 

Die im Regierungsentwurf vorgesehene Neufas- 
sung des § 163 Abs. 3 ZVG beseitigt erfreulicher- 
weise die bisherige Rechtszersplitterung. Sie sollte 
- — entsprechend der zu Artikel 1 Nr. 43 dargelegten 
Ergänzung von § 754 Abs. 1 Nr. 5 HGB — die 
Arbeitslosenversicherung ausdrücklich der Sozial- 
versicherung gleichstellen. Ferner erscheint es im 
Interesse des Vollstreckungsgerichts erforderlich, 
auch bei der Versteigerung eines Binnenschiffes 
einen Versicherungsträger zu bestimmen, dem die 
Benachrichtung für alle - — vom Gericht im Einzelfall 
schwer zu ermittelnden — beteiligten Sozialver- 
sicherungsträger zugestellt werden kann. Hierfür 
kommt die Binnenschiffahrts-Berufsgenossenschaft in 
Duisburg in Betracht; diese hat gegenüber der Bun- 
desregierung erklärt, daß sie mit der Übernahme 
dieser Aufgabe einverstanden ist. 


Zu Artikel 2 Nr. 7 

Die im Entwurf vorgesehene Anpassung von Ver- 
weisungen im Gesetz über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit enthält Redaktionsver- 
sehen, die durch Annahme der vom Bundesrat vor- 
geschlagenen und von der Bundesregierung akzep- 
tierten Neufassung beseitigt werden sollten. 

Zu Artikel 2 Nr. 9 ^ 

Das Binnenschiffahrtsgesetz, welches durch diese 
Vorschrift geändert wird, enthält in § 102 Nr. 6 ein 
Schiffsgläuberrecht für bestimmte Träger der Sozial- 
versicherung. Die gegenwärtige Fassung ist veraltet 
und lückenhaft. Sie sollte bei Gelegenheit der Neu- 
regelung von § 754 Abs. 1 Nr. 5 HGB (Artikel 1 
Nr. 43 des Entwurfs) und § 163 Abs. 3 des Gesetzes 
über die Zwangsversteigerung und Zwangsverwal- 
tung (Artikel 2 Nr. 6 des Entwurfs) modernisiert 
werden. Die Anpassung des Wortlauts an den des 
Seerechts führt insbesondere auch zu einem naht- 
losen Ineinandergreifen mit der neuen Versteige- 
rungsregelung. 

Zu Artikel 2 Nr. 12 (neu) 

Im Hinblick auf das im einzelnen schwierige Ver- 
hältnis der Vorschriften der Strandungsordnung zu 
denen des Bundeswasserstraßengesetzes erscheint 
es zweckmäßig, den Vorrang der Wrackbeseiti- 
gungsvorschriften der Strandungsordnung innerhalb 
des gemeinsamen Geltungsbereiches von Stran- 
dungsordnung und Bundeswasserstraßengesetz auch 
im Bundeswasserstraßengesetz ausdrücklich zum 
Ausdruck zu bringen. 


Bonn, den 22. Februar 1972 


Dr. Arendt (Hamburg) Dr. Hauser (Sasbach) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache VI/2225 — mit 
den aus der anliegenden Zusammenstellung er- 
sichtlichen Änderungen, im übrigen unverändert 
nach der Vorlage anzunehmen; 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 22. Februar 1972 

Der Rechtsausschuß 

Dr. Lenz (Bergstraße) Dr. Arndt (Hamburg) Dr. Hauser (Sasbach) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Handelsgesetzbuchs und anderer 
Gesetze (Seerechtsänderungsgesetz) 

— Drucksache VI/2225 — 

mit den Beschlüssen des Rechtsausschusses 
(5. Ausschuß) 


Entwurf 


Artikel 1 

Änderung des Handelsgesetzbuchs 

Das Handelsgesetzbuch wird wie folgt geändert: 


12. § 528 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 erhält folgende Fassung : 

„ Zur Eingehung von Wechselverbindlichkei- 
ten ist der Kapitän nur befugt f wenn ihm 
eine besondere Vollmacht hierzu erteilt wor- 
den ist / 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Gültigkeit des Geschäfts ist nicht 
davon abhängig, daß der Kapitän nach Ab- 
satz 1 zu dem Geschäft befugt war, daß die 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 


A r t i k e 1 1 

Änderung des Handelsgesetzbuchs 

Das Handelsgesetzbuch wird wie folgt geändert: 

8 a. § 509 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird hinter dem Wort „verwen- 
den" eingefügt: „(Baureederei)". 

b) In Absatz 2 tritt an die Stelle des Semiko- 
lons hinter dem Wort „werden" ein Punkt. 
Das darauf folgende Wort „er" beginnt mit 
einem großen Buchstaben. 

c) Absatz 2 erhält folgenden Satz 3: 

„Zur Vertretung der Baureederei bedarf er 
einer besonderen Ermächtigung der Mitree- 
der; diirch ein im Rahmen einer solchen Er- 
mächtigung geschlossenes Rechtsgeschäft 
wird die Baureederei dem Dritten gegen- 
über auch dann berechtigt und verpflichtet, 
wenn das Geschäft ohne Nennung der ein- 
zelnen Mitreeder geschlossen wird." 

12. § 528 wird wie folgt ^geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird aufgehoben. 


b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„ (2) Die Gültigkeit des Geschäfts ist nicht 
davon abhängig, daß der Kapitän nach Ab- 
satz 1 zu dem Geschäft befugt war, daß die 
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Entwurf 

von ihm zwischen mehreren Geschäften ge- 
troffene Wahl zweckmäßig war und daß die 
durch das Geschäft erlangten Mittel oder 
sonstigen Gegenstände tatsächlich zur Er- 
haltung des Schiffes oder zur Ausführung 
der Reise verwendet werden. Das Geschäft 
ist jedoch für den Reeder nicht verbindlich, 
wenn dem Dritten der Mangel der Befugnis 
des Kapitäns oder die Absicht zur ander- 
weitigen Verwendung bekannt war." 


14. § 532 wird aufgehoben. 

43, Der Neunte Abschnitt des Vierten Buchs erhält 
folgende Fassung: 

„Neunter Abschnitt. Schiffsgläubiger 
§ 754 

(1) Folgende Forderungen gewähren die 
Rechte eines Schiffsgläubigers: 

1 . Heuerforderungen des Kapitäns und der 
übrigen Personen der Schiffsbesatzung; 

2. öffentliche Schiffs-, Schiffahrts- und Hafen- 
abgaben sowie Lotsgelder; 

3. Schadensersatzforderungen wegen der Tö- 
tung oder Verletzung von Menschen sowie 
wegen des Verlustes oder der Beschädigung 
von Sachen, sofern diese Forderungen aus 
der Verwendung des Schiffes entstanden 
sind; ausgenommen sind jedoch Forderungen 
wegen des Verlustes oder der Beschädigung 
von Sachen, die aus einem Vertrag herge- 
leitet werden oder auch aus einem Vertrag 
hergeleitet werden können; 

4. Bergungs- und Hilfskosten, auch im Falle 
des § 743; Beiträge des Schiffes und der 
Fracht zur großen Haverei; Forderungen 
wegen der Beseitigung des Wracks; 

5. Forderungen der Träger der Sozialversiche- 
rung gegen den Reeder. 

(2) Absatz 1 Nr. 3 findet keine Anwendung 
auf Ansprüche, die auf die radioaktiven Eigen- 
schaften oder eine Verbindung der radioaktiven 
Eigenschaften mit giftigen, explosiven oder 
sonstigen gefährlichen Eigenschaften von Kern- 
brennstoffen oder radioaktiven Erzeugnissen 
oder Abfällen zurückzuführen sind. 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 

von ihm zwischen mehreren Geschäften ge- 
troffene Wahl zweckmäßig war und daß 
die durch das Geschäft erlangte Mittel oder 
sonstigen Gegenstände tatsächlich zur Erhal- 
tung des Schiffes oder zur Ausführung der 
Reise verwendet werden. Das Geschäft ist 
jedoch für den Reeder nicht verbindlich, 
wenn dem Dritten der Mangel der Befugnis 
des Kapitäns oder die Absicht zur anderwei- 
tigen Verwendung bekannt oder infolge gro- 
ber Fahrlässigkeit unbekannt war." 

c) Die Vorschrift erhält folgenden Absatz 3: 

„(3) Zur Eingehung von Wechselverbind- 
lichkeiten ist der Kapitän nur befugt, wenn 
ihm eine besondere Vollmacht hierzu erteilt 
worden ist." 

Nummer 14 entfällt 

43. Der Neunte Abschnitt des Vierten Buchs er- 
hält folgende Fassung: 

„Neunter Abschnitt. Schiffsgläubiger 
§ 754 

(1) Folgende Forderungen gewähren die 

Rechte eines Schiff sgläuibigers: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 


4. unverändert 


5. Forderungen der Träger der Sozialversiche- 
rung einschließlich der Arbeitslosenversiche- 
rung gegen den Reeder. 

(2) unverändert 


43a. In § 873 Abs. 1 werden die Worte „auf dem in 
§ 530 vorgeschriebenen Wege" gestrichen. 
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Entwurf 
Artikel 2 

Änderungen anderer Gesetze 

2. Die Strandungsordnung vom 17. Mai 1874 
(Reiehsgesetzbl. S 73) wird wie folgt geändert: 

a) An die Stelle des § 25 treten folgende §§ 25, 

25 a: 

„§ 25 

(1) Wird die Schiffahrt in einem Fahr- 
wasser, auf einer Reede oder in einem Hafen 
durch hilfslos treibende, festgekommene , ge- 
strandete oder gesunkene Fahrzeuge oder 
schwimmende Anlagen oder durch andere 
treibende oder auf Grund geratene Gegen- 
stände beeinträchtigt, so kann die zuständige' 
Behörde das Hindernis beseitigen, wenn ein 
sofortiges Einschreiten erforderlich ist und 
wenn zu besorgen ist, daß das Hindernis 
nicht oder nicht wirksam auf andere Weise 
beseitigt wird. 

(2) Hat die Behörde erkennbar mit der Be- 
seitigung begonnen, so dürfen ohne ihre Zu- 
stimmung das Hindernis nicht mehr beseitigt 
und Gegenstände von diesem nicht mehr 
fortgeschafft werden. Soweit möglich sind 
die Personen, die nach Absatz 3 die Kosten 
der Beseitigung zu erstatten haben, unver- 
züglich zu unterrichten. 

(3) Diejenigen, welche das Hindernis ver- 
ursacht haben, sowie die Eigentümer der 
beseitigten Gegenstände sind verpflichtet, 
der Behörde die Kosten der Beseitigung zu 
erstatten. Mehrere Verpf lichtete haften als 
Gesamtschuldner. 

(4) Wer nach Absatz 3 oder nach anderen 
Rechtsvorschriften zur Erstattung von Besei- 
tigungskosten verpflichtet ist, haftet nur bis 
zur Höhe des Wertes der beseitigten Gegen- 
stände, wegen deren Beseitigung seine Er- 
stattungspflicht besteht; maßgebend ist der 
Wert der beseitigten Gegenstände im Zeit- 
punkt der Beendigung der Beseitigung. Diese 
Beschränkung gilt nicht , wenn den Ver- 
pflichteten selbst ein Verschulden an der 
Entstehung des Hindernisses trifft ; § 486 
Abs . 4 Satz 2 des Handelsgesetzbuchs gilt 
entsprechend . Haften mehrere Verpflichtete, 
deren Haftung nach Satz 1 beschränkt ist, als 
Gesamtschuldner, so kann die Behörde die 
Zahlung nur einmal bis zur Höhe des Wertes 
der beseitigten Gegenstände fordern. 

(5) An einem beseitigten Schiff hat die Be- 
hörde wegen der Forderungen auf Erstat- 
tung der Kosten seiner Beseitigung die 
Rechte eines Schiffsgläubigers (§ 754 Abs. 1 
Nr. 4 des Handelsgesetzbuchs). Auch an den 
sonstigen beseitigten Gegenständen steht 
ihr ein Pfandrecht zu; das Pfandrecht hat 
den Vorrang vor allen anderen an den Ge- 


— 6. Wahlperiode 

Beschlüsse des 5. Ausschusses 
Artikel 2 

Änderungen anderer Gesetze 

2. Die Strandungsordnung vom 17. Mai 1874 
(Reiehsgesetzbl. S. 73) wird wie folgt geändert: 

a) An die Stelle des § 25 treten folgende §§ 25, 
25 a: 

„§ 25 

(1) Wird die Schiffahrt in einem Fahrwas- 
ser, auf einer Reede oder in einem Hafen 
durch hilflos treibende, gestrandete oder ge- 
sunkene Seeschiffe oder Wracks von See- 
schiffen einschließlich der in oder auf die- 
sen befindlichen Gegenstände oder durch 
Zubehör von Seeschiffen beeinträchtigt, so 
kann die zuständige Behörde das Hindernis 
beseitigen, wenn ein sofortiges Einschreiten 
erforderlich ist und wenn zu besorgen ist, 
daß das Hindernis nicht oder nicht wirksam 
auf andere Weise beseitigt wird. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


(4) Wer nach Absatz 3 zur Erstattung von 
Beseitigungskosten verpflichtet ist, haftet 
nur bis zur Höhe des Wertes der beseitig- 
ten Gegenstände, wegen deren Beseitigung 
seine Erstattungspflicht besteht; maßgebend 
ist der Wert der beseitigten Gegenstände im 
Zeitpunkt der Beendigung der Beseitigung. 
Haften mehrere Verpflichtete, deren Haftung 
nach Satz 1 beschränkt ist, als Gesamtschuld- 
ner, so kann die Behörde die Zahlung nur 
einmal bis zur Höhe des Wertes der besei- 
tigten Gegenstände fordern. 


(5) unverändert 
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genständen begründeten Pfandrechten; es 
erlischt nach einem Jahr seit der Entstehung 
des Anspruchs, § 759 Abs. 2 des Handels- 
gesetzbuchs gilt entsprechend. 

(6) Die Vollstreckung wegen der Erstat- 
tungsforderungen nach Absatz 3 erfolgt im 
Wege des Verwaltungszwangsverfahrens. 
Beseitigte Gegenstände, die nicht der 
Zwangsvollstreckung in das unbewegliche 
Vermögen unterliegen, kann die Vollstrek- 
kungsbehörde auch öffentlich versteigern 
lassen; die §§ 979 und 980 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs gelten entsprechend; aus dem 
Erlös sind die Kosten der Beseitigung und 
der Verwertung vorweg zu entnehmen. 

(7) Jm Falle der Beseitigung eines Bin- 
nenschiffes, des Wracks eines Binnenschiffes 
oder von Zubehör eines Binnenschiffes gilt 
für die Kostenerstattung aus dem Schiff und 
dem Zubehör an Stelle der Absätze 3 bis 6 
§ 30 Abs. 3 bis 7 des Bundeswasserstraßen- 
gesetzes. 

(8) Ein Überschuß bei der Verwertung der 
beseitigten Gegenstände ist unter Verzicht 
auf das Recht der Rücknahme zu hinterlegen. 

(9) Die Absätze 2 bis 8 gelten nicht für 
die Habe der Besatzung, für das Reisegut der 
Reisenden und für die Post. 

b) Die Vorschriften des V. Abschnitts „Von 
der Festsetzung der Bergungs- und Hilfs- 
kosten" (§§ 36 bis 41) werden aufgehoben. 

6. § 163 Abs. 3 des Gesetzes über die Zwangs- 
versteigerung und die Zwangsverwaltung er- 
hält folgende Fassung: 

„(3) Die für die Sozialversicherung der Be- 
satzung zuständigen Versicherungsträger gel- 
ten als Beteiligte, auch wenn sie eine Forderung 
nicht angemeldet haben. Bei der Zwangsver- 
steigerung eines Seeschiffes vertritt die See- 
berufsgenossenschaft die übrigen Versicherungs- 
träger gegenüber dem Vollstreckungsgericht. " 


7. In § 145 Abs. 1, 2 und § 146 Abs. 3 des Geset- 
zes über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit tritt jeweils an die Stelle der 
Worte „§ 524 Abs. 1 und 2": „§ 522 Abs. 1 
und 3"; in § 145 Abs. 1, 2 des Reichsgesetzes 
über die Angelegenheiten der freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit werden die Worte „§ 530 Abs. 1," 
gestrichen. 

9. In § 92 des Gesetzes betreffend die privatrecht- 
lichen Verhältnisse der Binnenschiffahrt vom 
15. Juni 1895 in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 20. Mai 1898 (Reichsgesetzbl. S. 369, 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 


(6) unverändert 


(7) Ein Überschuß bei der Verwertung der 
beseitigten Gegenstände ist unter Verzicht 
auf das Recht der Rücknahme zu hinterlegen. 


Absatz 8 entfällt 


(9) Die Absätze 2 bis 7 gelten nicht für 
die Habe der Besatzung, für das Reisegut der 
Reisenden und für die Post. 

b) unverändert 


6. § 163 Abs. 3 des Gesetzes über die Zwangsver- 
steigerung und die Zwangsverwaltung erhält 
folgende Fassung: 

„(3) Die Träger der Sozialversicherung ein- 
schließlich der Arbeitslosenversicherung gelten 
als Beteiligte, auch wenn sie eine Forderung 
nicht angemeldet haben. Bei der Zwangsver- 
steigerung eines Seeschiffes vertritt die See- 
berufsgenossenschaft bei der Zwangsversteige- 
rung eines Binnenschiffes die Binnenschiffahrts- 
Berufs genossenschaft die übrigen Versiche- 
rungsträger gegenüber dem Vollstreckungsge- 
richt. 1 ' 

7. In § 145 Abs. 1, 2 und § 146 Abs. 3 des Ge- 
setzes über die Angelegenheiten der freiwilli- 
gen Gerichtsbarkeit tritt jeweils an die Stelle 
der Worte „§ 524 Abs. 1 und 2“: „§ 522"; die 
Worte „§ 530 Abs. 1," werden jeweils ge- 
strichen. 


9. Das Gesetz betreffend die privatrechtlichen Ver- 
hältnisse der Binnenschiffahrt vom 15. Juni 1895 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 
20. Mai 1898 (Reichsgesetzbl. S. 369, 868), 
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Entwurf Beschlüsse des 5. Ausschusses 

868), zuletzt geändert durch das Gesetz vom zuletzt geändert durch das Gesetz vom 14. Au- 

14. August 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1106) tritt gust 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1106) wird wie 

an die Stelle der Verweisung auf „§§ 734 bis folgt geändert: 

739 des Handesgesetzbuchs" die Verweisung auf 

§§ 734 bis 737, 738 c des Handelsgesetzbuchs. a) In § 92 tritt an die Stelle der Verweisung 

auf ,r §■§ 734 bis 739 des Handelsgesetzbuchs" 
die Verweisung auf „§§ 734 bis 737, 738 c des 
Handelsgesetzbuchs " , 

b) § 102 Nr. 6 erhält folgende Fassung: 

„6. die Forderungen der Träger der Sozial- 
versicherung einschließlich der Arbeits- 
losenversicherung gegen den Schiffs- 
eigner.“ 

12. § 30 Abs. 11 des Bundeswasserstraßengesetzes 
vom 2. April 1968 (Bundesgesetzbl. II S. 173), 
zuletzt geändert durch das Gesetz vom 24. Mai 
1968 (Bundesgesetzbl. I S. 503), erhält folgende 
Fassung: 

„(11) Die Absätze 1 bis 10 sind nicht anzu- 
wenden, soweit §§ 25, 25 a der Strandungsord- 
nung vom 17. Mai 1874 (Reichsgesetzbl. S. 73) 
gelten.“ 
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